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Eisenstadt, am 20. März 2025 
 
 

Selbständiger Antrag 
 
der Landtagsabgeordneten Dr. Roland Fürst, Wolfgang Spitzmüller, 
Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend „Mehr 
Studienplätze für Soziale Arbeit gegen die Personalnot im psycho-sozialen 
Bereich“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 



 
Entschließung 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend „Mehr 
Studienplätze für Soziale Arbeit gegen die Personalnot im psycho-sozialen 
Bereich“ 
 
In zahlreichen hochbelasteten Bereichen der Sozialen Arbeit, insbesondere in der 

Kinder- und Jugendhilfe, droht der Kollaps. Beschäftigte klagen über wachsende 

Belastungen angesichts der eklatanten Personalnot. Der Fachkräftemangel ist auf alle 

Ebenen spürbar und spitzt sich aufgrund fehlender Bewerbungen für offene Stellen 

immer weiter zu. Darunter leiden natürlich auch die Klient:innen.  

 

Aktuelle Studien zeigen, dass unter den zehn Berufen mit der größten Personallücke 

die Sozial- und Gesundheitsberufe liegen, allen voran die Berufsgruppen 

„Sozialarbeit“ und „Sozialpädagogik“. Sozialarbeitende sind in den 

unterschiedlichsten Handlungsfeldern stationär oder ambulant tätig: von der Kinder- 

und Jugendhilfe, der Erwachsenensozialarbeit, der Drogen- und Suchtarbeit über die 

Wohnungslosenarbeit, die Straffälligenhilfe, die Sozialhilfe oder die 

Generationenarbeit bis hin zur Schuldnerberatung. Die leitende Profession in diesen 

Bereichen stellt die Soziale Arbeit dar, die in Österreich an den Hochschulen für 

angewandte Wissenschaften, respektive Fachhochschulen, ausgebildet wird. Aktuell 

werden an neun Standorten Sozialarbeitende ausgebildet, wobei aktuell knapp 1.200 

Anfänger:innen-Studienplätze in Bachelorstudiengängen und 327 Studienplätze in 

Masterstudiengängen der Sozialen Arbeit der Bund finanziert. Am Departement 

„Gesundheit und Soziales“ an der Hochschule Burgenland werden aktuell 56 

Anfänger:innen-Studienplätze vom Bund finanziert. Der Bachelor-Studiengang wird 

als Vollzeitstudium angeboten. Die Nachfrage nach einem berufsbegleitenden BA-

Studienganges ist enorm, burgenländische Interessenten müssen vielfach nach Wien, 

Sankt Pölten oder Graz ausweichen, wo sie vielfach auch rekrutiert werden und vor 

Ort bleiben. Dabei sind viele von ihnen bereits im Sozialbereich tätig und verfügen 

über wertvolle Praxiserfahrung. Eine akademische Höherqualifizierung würde nicht 

nur ihre beruflichen Perspektiven verbessern, sondern auch maßgeblich zur Qualität 

und Weiterentwicklung sozialer Dienstleistungen in der Region beitragen.  

 

Aktuell ist ein eklatanter Mangel an Sozialarbeiter:innen evident. Offene Stellen 

können nicht besetzt werden. Diese Situation hat auch die Volksanwaltschaft immer 

wieder in ihren Berichten festgestellt und kritisiert. Es liegt für die Hochschulen für 

Angewandte Wissenschaften bzw. für die Fachhochschulen grundsätzlich eine 

Finanzierungsverantwortung des Bundes vor. Diese soll nicht an die Länder und 

somit auch nicht an das Burgenland abgewälzt werden. Das Land Burgenland leistet 



ohnehin durch finanzielle Mittel, etwa für den laufenden Betrieb, für Mieten, für 

Investitionen in die Infrastruktur und deren Erhaltung, einen maßgeblichen Beitrag. 

Zudem finanziert das Land bereits eine Reihe an Studiengängen und Studienplätzen 

um Pflege- und Gesundheitsberiech und fördert Forschungsprojekte an der 

Hochschule. Insofern stößt die Forderung der Österreichischen Bundesregierung 

(siehe: Jetzt das richtige tun – für Österreich. Seite 97) nach einer „Aufstockung von 

Studienplätzen für Soziale Arbeit“ auf großes Wohlwollen im Burgenland. Eine 

derartige Maßnahme wäre dringend notwendig.  

 

Alle beteiligten Akteure – von den Hochschulen über den Berufsverband und den 

Organisationen bis hin zu den Arbeitgebern – drängen angesichts der eklatanten 

Personalnot auf eine Ausweitung der bundesfinanzierten Studienplätze, um den 

Fachkräftemangel beseitigen und mittelfristig die psycho-soziale Versorgung 

aufrecht halten zu können. 

 

 

Der Landtag hat beschlossen: 

 

Die Burgenländische Landesregierung wird aufgefordert, an die Bundesregierung 

heranzutreten, diese möge 

• zusätzlich 40 Anfänger:innen-Studienplätze (Vollausbau: 120 Studienplätze) 

im Department „Gesundheit und Soziales“ der Hochschule für Angewandte 

Wissenschaften Burgenland für einen berufsbegleitenden Bachelor-

Studiengang „Soziale Arbeit“ am Standort Campus Pinkafeld; 

• zusätzlich 25 Anfänger:innen -Studienplätze (Vollausbau: 50 Studienplätze) im 

Department „Gesundheit und Soziales“ der Hochschule Burgenland für einen 

exekutiven Masterstudiengang „Soziale Arbeit“ am Standort Campus 

Eisenstadt finanzieren; 

• aufgrund der eklatanten Personalnot die Studienplätze für Soziale Arbeit 

österreichweit erhöhen und finanzieren, um die psycho-soziale Versorgung in 

schon jetzt sehr belasteten Systemen wie der Kinder- und Jugendhilfe oder 

der Kinder- und Jugendpsychiatrie nicht zu gefährden sondern prospektiv zu 

sichern. 

 

Die Burgenländische Landesregierung wird weiters aufgefordert, bei der 

Volksanwaltschaft eine Überprüfung betreffend die Personalnot in der Sozialen 

Arbeit hinsichtlich des Handlungsbedarfs des Bundesministeriums für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung anzuregen. 

 



 
Es wird ersucht, diesen Antrag dem Rechts- und dem Sozialausschuss zuzuweisen. 


